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Zusammenarbeit der BVG-Aufsicht
Bericht und Antrag für ein Vorprojekt zu Handen der 70. ZRK vom 16. Mai 2002

22. April 2002

A
Einleitung

1. Aufsicht gemäss BVG

Nach geltendem Bundesrecht hat jeder Kanton eine Behörde zu bezeichnen, welche die Vorsorgeeinrichtungen mit Sitz auf seinem Kantonsgebiet beaufsichtigt. Der Bund übt die Oberaufsicht aus (Art. 64 BVG). Der Bundesrat legt zudem fest, unter welchen Voraussetzungen Vorsorgeeinrichtungen der Aufsicht des Bundes unterstehen (Art. 61 BVG). Die Aufsichtsbehörde wacht darüber, dass die Vorsorgeeinrichtung die gesetzlichen Vorschriften einhält, indem sie insbesondere die Übereinstimmung der reglementarischen Bestimmungen mit den gesetzlichen Vorschriften prüft; von den Vorsorgeeinrichtungen periodisch Berichterstattung fordert, namentlich über ihre Geschäftstätigkeit; Einsicht in die Berichte der Kontrollstelle und des Experten für berufliche Vorsorge nimmt und die Massnahmen zur Behebung von Mängeln trifft. Die Aufsichtsbehörde übernimmt bei Stiftungen zudem die Aufgaben nach den Artikeln 84 Absatz 2, 85 und 86 ZGB (Art. 62 BVG).

Zur Zeit sind Arbeiten an einer BVG-Revision im Gange. Unter anderem wird die Aufsicht neu geregelt. Insbesondere soll sich der Bund ganz aus der Aufsicht zurückziehen und nur noch die Oberaufsicht wahrnehmen. Die eigentliche Aufsicht ist dann eine reine Kantonsaufgabe. 

2. Organisation der BVG-Aufsicht in den Kantonen der Zentralschweiz


Luzern
Uri
Schwyz
Obwalden
Nidwalden
Zug
Total

kantonale gesetzliche Grundlage für Aufsicht
SRL 875, 200, 202
RB 20.2715 und 9.3104
SRSZ 363.111 und 211.211
LB XIX 39 und GDB 210.1
NG 741.4 und 211.12
BGS 846 und 212.2


Organisationsform
Amt für berufliche Vorsorge und Stiftungsaufsicht, JGDK
VD
Dienststelle für berufliche Vorsorge und Stiftungsaufs., SK
Handelsregister, VD
Finanzkontrolle, FD
Amt für berufliche Vorsorge und Stiftungsaufsicht, DI


Stelle nimmt auch die Stiftungsaufsicht wahr; ja/nein
ja
Nein, durch Justizdirektion
ja
ja
ja
ja


Total Stellenprozente für Aufsicht (BVG + Stiftung) (exkl. Administration)
440% inkl. Admin
20%
90% inkl. Admin
ca. 15%
20%
370%
955 teils inkl. Admin

Total Stellenprozente für Admin.
-
10%

ca. 15%
20%
50%
95%

Anzahl beaufsichtigte Vorsorgeeinrichtungen
540
40
175
34
51
191
1031

Anzahl der versicherten Personen
-
-
rund 19‘500
über 3‘000
-
-


Summe des beaufsichtigten BVG-Kapitals
15 Mia
950 Mio.
2,365 Mia
ca. 425 Mio
813,1 Mio
ca. 6,4 Mia
26 Mia

Anzahl beaufsichtigte Stiftungen
125


55
20, 
nur für RR
28
75
303

Summe des beaufsichtigten Stiftungskapitals
1,3 Mia

203 Mio
ca. 65 Mio, 
nur für RR
97,5 Mio
ca. 2,4 Mia
4 Mia

3. Erkenntnisse

Zwei Kantone verfügen über spezialisierte Ämter für die Aufsicht über die berufliche Vorsorge, ein Kanton über eine Dienststelle. Bei den übrigen drei Kantonen ist die Aufgabe Teil des Stellenbeschriebs einer Anstellung. 

Die berufliche Vorsorge ist ein wichtiger Pfeiler des schweizerischen Vorsorgesystems. Die Vorsorgeeinrichtungen verwalten ein sehr grosses Vermögen, das der sozialen Absicherungen der Versicherten dient. Die Auswirkungen einer fehlerhaften Vermögensverwaltung können verheerend sein. Insofern kann die Notwendigkeit und Bedeutung der Aufsicht nicht überschätzt werden. Sie verlangt ein immer grösseres Fachwissen und muss immer komplexere Fragen behandeln. 

Fehlverhalten wirkt sich aber nicht nur auf die Vorsorgeeinrichtungen und ihre Versicherten aus. Die Verantwortung des Kanton als Aufsichtsbehörde kann auch für diesen negative finanzielle Folgen haben. Kann dem Kanton mangelhafte Aufsicht nachgewiesen werden, hat er für den daraus entstandenen Schaden aufzukommen, was bei Vorsorgeeinrichtungen grössere Summen ausmachen dürfte. Die letzten Jahre mit auffallend starken Börsenschwankungen haben die Problematik noch verschärft. Dies dürfte auch in Zukunft die Tendenz sein.

Bedenkt man, dass die von den sechs Kantonen beaufsichtigten Einrichtungen mehrere 10tausend Personen versichern und ein Pensionskassenkapital von insgesamt rund 26 Mia. Fr. verwalten, dann erhält man ein eindrückliches Bild dieser Verantwortung. 

B
Zusammenarbeit

Ganz neu ist die Zusammenarbeit der Zentralschweizer Kantone im Bereich der Aufsicht der beruflichen Vorsorge nicht. Die zuständigen Fachpersonen treffen sich jährlich mehrmals in einer Arbeitsgruppe. Diese bespricht aktuelle Fragen der Aufsicht und diskutiert Fachprobleme anhand konkreter Fälle, die sich in den Kantonen zeigen. Eine eigentliche Koordinationsaufgabe nimmt die Arbeitsgruppe indes nicht wahr. Eine weitergehende Zusammenarbeit pflegen die Kantone OW und NW.

Die Komplexität der von der Aufsicht wahrzunehmenden Aufgaben wird tendenziell steigen, ebenso die Verantwortung und damit die Anforderungen an die Kantone. Auch mit der geplanten BVG-Reform wird eine Professionalisierung angestrebt. Zudem werden die Kantone die Aufsicht über alle Vorsorgeeinrichtungen, auch jene des Bundes, übernehmen müssen (in der Zentralschweiz wird dies voraussichtlich Luzern als Sitzkanton der SUVA bzw. deren Pensionskasse treffen). Aufgrund der Bedeutung der Pensionskassen und der Wirtschaftsentwicklung wird vermehrt die Befürchtung geäussert, dass Kantone ohne spezialisierte Aufsichtsämter eine angemessene Aufsicht nur mehr bedingt werden garantieren können. Eine Reorganisation wird in vielen Kantonen unumgänglich sein. 

Es scheint deshalb angezeigt, in die Überlegungen auch die Möglichkeit einer engeren Zusammenarbeit einzubeziehen. Von einer Kooperation darf erwartet werden, dass allen Kantonen ein qualitativ gutes Fachwissen auf hohem Niveau garantiert werden kann. Damit wird einerseits die Sicherheit für die beaufsichtigten Vorsorgeeinrichtungen erhöht und anderseits die Gefahr von Haftungsfällen für die Kantone reduziert. 

Aufgrund dieser Überlegungen kam der ZRK-Ausschuss zum Schluss, vertiefte Abklärungen zu treffen und eine engere Zusammenarbeit im Bereich BVG-Aufsicht zu prüfen.

C
Vorprojekt

Dieser Bericht vermag weder die Form einer anzustrebenden Kooperation zu zeichnen, noch den Nutzen oder die Kosten auszuweisen. Es muss der Auftrag eines Vorprojektes sein, weitere Erkenntnisse zu gewinnen und Grundlagen zu liefern für einen Beschluss, ob ein Projekt zur Zusammenarbeit in der BVG-Aufsicht zu starten ist (und welche Kantone sich daran beteiligen). 

Das Vorprojekt soll mögliche Formen einer gemeinsamen oder koordinierten Aufsicht aufzeigen sowie die jeweiligen – auch finanziellen - Konsequenzen ansprechen. Zu behandeln sein wird die Frage, ob sich die Zusammenarbeit auf die BVG-Aufsicht beschränken soll oder ob auch die Stiftungsaufsicht einzubeziehen ist. Der Bericht hat sich zur Machbarkeit zu äussern und zur Frage, wie der politische Wille einzuschätzen ist. Dazu gehört auch, dass Kernpunkte wie z.B. die Haftung angesprochen werden. Zu skizzieren ist der Zeitplan eines Projektes. Sollte das Projekt selbst Kosten verursachen, wäre ein Projektkredit zu beantragen.

Die BVG-Aufsicht ist in den Kantonen sehr unterschiedlich organisiert (vgl. oben). Die Aufgabe kann keiner Fachdirektorenkonferenz zugeordnet werden. Entsprechend wird vorgeschlagen, ein ad hoc Steuerungsgremium der zuständigen Behördenmitglieder zu bilden. Diesem steht die Infrastruktur des ZRK-Sekretariates zur Verfügung. In die Vorprojektorganisation einzubeziehen ist auch die bereits bestehende Arbeitsgruppe der Amtsstellenleiter. Dadurch ist garantiert, dass die Organisation über die notwendigen Kompetenzen und Fachkenntnisse verfügt. Da zudem Schnittstellen zwischen der BVG-Aufsicht und der Steuerverwaltung bestehen, ist in die Projektorganisation zusätzlich eine Vertretung der Steuerverwaltungen angemessen einzubeziehen. 

D
Antrag des ZRK-Ausschuss an die 70. ZRK vom 16. Mai 2002

1.
Die ZRK nimmt Kenntnis vom Bericht über die Zusammenarbeit im Bereich der BVG-Aufsicht.

2.
Die ZRK setzt eine Steuerungsgruppe BVG-Aufsicht ein, die sich aus den für die BVG-Aufsicht zuständigen Behördenmitgliedern zusammensetzt. 


Die Steuerungsgruppe BVG-Aufsicht hat den Auftrag, der 72. ZRK Bericht zu erstatten über die Möglichkeiten einer zentralschweizerischen Zusammenarbeit im Bereich der BVG- und Stiftungsaufsicht (Vorprojekt).


Der Bericht enthält Aussagen über mögliche Formen, die Geometrie der Zusammenarbeit, die Machbarkeit und Wünschbarkeit sowie den Nutzen einer gemeinsamen Aufsicht für die beteiligten Kantone und die Region. 


Die Steuerungsgruppe stellt der 72. ZRK Antrag über die Lancierung eines Projektes des Kernbereiches.

3.
Die Zentralschweizer Arbeitsgruppe der BVG-Aufsicht ist angemessen in das Projekt einzubeziehen.


Die Projektadministration liegt beim ZRK-Sekretariat.







� Das Amt LU ist auch Umwandlungs- und Änderungsbehörde für ca. 400 kommunale, klassische Stiftungen unter Gemeindeaufsicht.





Sekretariat ZRK, Dorfplatz 2, 6371 Stans, Tel 041 618 79 21, Fax 041 618 79 11, info@zrk.ch
www.zrk.ch
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